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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

In der Herbstsession 2023 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit der Anpassung des
Verzugszinssatzes des Bundes an die Marktzinsen auseinander. Raphaël Mahaim (gp,
VD) und Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) erläuterten die zwei diskutierten Optionen
mit einem variablen und einem festen, aber reduzierten Zinssatz. Die RK-NR habe sich
mehrheitlich für einen variablen Zinssatz ausgesprochen, der jeweils jährlich festgelegt
wird, 2 Prozentpunkte über dem SARON liegt, aber minimal 2 Prozent beträgt. Damit
wolle man einen zusätzlichen Schaden für die Schuldnerinnen und Schuldner umgehen
und gleichzeitig die Gläubigerinnen und Gläubiger daran hindern, bei günstigen Zinsen
von Verzögerungen zu profitieren. In zwei Anträgen verlangten jedoch eine Minderheit
Flach (glp, AG) und der Bundesrat, nicht auf die Vorlage einzutreten.
Minderheitensprecher Flach argumentierte, die Initiative stamme aus der Tiefzins- oder
gar Negativzinsphase und damit aus einer «verrückten» Zinssituation, die sich nun aber
normalisiert habe. Nun solle man wieder dafür sorgen, dass die Schulden auch bezahlt
würden. Er wehrte sich auch gegen die Darstellung der Kommission, wonach
Verzugszinsen den Schuldnerinnen und Schuldnern keinen wirtschaftlichen Nachteil
bringen sollten – eine Nichtbezahlung der Schulden solle durchaus auch eine Strafe für
die Schuldnerinnen und Schuldner darstellen, argumentierte er. Schliesslich sei die
neue Berechnungsart der Schuldzinsen zu kompliziert und liesse mehrere Fragen offen.
Den Druck auf die Schuldnerinnen und Schuldner, ihre Schulden schnellstmöglich zu
bezahlen, hob auch Justizministerin Baume-Schneider als Argument hervor und
betonte, in Europa liege der Verzugszins durchschnittlich bei 10 Prozent. Folglich
bevorzuge der Bundesrat – wenn überhaupt zu einem variablen Zinssatz gewechselt
werden soll – einen Zuschlag von 3 Prozentpunkten. Mit 107 zu 56 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat für Eintreten aus. Gegen Eintreten votierten
die GLP-, die Mehrheit der SVP- und ein Mitglied der FDP-Fraktion. Fast identisch war
in der Folge auch das Abstimmungsergebnis zur Gesamtabstimmung, in welcher der
Nationalrat den Entwurf annahm. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2023
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Anfang März 2023 beriet der Nationalrat eine Vorlage, welche seine RK-NR aus einer
parlamentarischen Initiative Hans Egloff (svp, ZH) betreffend die «Vermeidung
missbräuchlicher Untermiete» ausgearbeitet hatte. Der Entwurf sah vor, dass für ein
neues Untermietverhältnis künftig die schriftliche Zustimmung der Vermieterin oder
des Verpächters erforderlich sein soll. Wenn dabei die Voraussetzungen nicht erfüllt
werden, soll der Vermieterin oder dem Verpächter ein ausserordentliches
Kündigungsrecht zustehen. Ausserdem soll die Vermieterschaft neu ein
Untermietverhältnis ablehnen können dürfen, wenn dieses für eine Dauer von mehr als
zwei Jahren vorgesehen ist. Die Vorlage wurde insbesondere von Mitgliedern der
Fraktionen der SP und der Grünen bekämpft. Es gäbe keinen gesetzlichen
Handlungsbedarf in dem Bereich, so etwa Florence Brenzikofer (gp, BL). Sie sah in der
Vorlage einen Versuch, den «ohnehin schwachen Kündigungsschutz in der Schweiz
weiter [abzubauen]». Insbesondere sei es unverhältnismässig, dass eine
ausserordentliche Kündigungsfrist zur Anwendung kommen könnte, bei
Untermietverhältnissen, die etwa wegen Formfehlern nicht den gesetzlichen Kriterien
entsprechen. Baptiste Hurni (sp, NE) und Raphael Mahaim (gp, VD) äusserten sich
ähnlich. Sie sahen aktuell nur ein Problem mit den Untermietverhältnissen in der
Schweiz, nämlich im Zusammenhang mit Plattformen wie Airbnb. Doch dann sollten
besser die Plattformen direkt reguliert werden, anstatt die Gesamtheit der
Untermietverhältnisse zu attackieren, so Mahaim. Anders als bei der unmittelbar
danach beratenen Vorlage betreffend die Kündigung bei Eigenbedarf äusserte sich bei
dieser Vorlage auch die GLP klar kritisch. Beat Flach (glp, AG) bezeichnete den Entwurf
als einen «bürokratischen Blockadeartikel, angereichert mit zusätzlichen Hürden und
Folgen für die Mieterinnen und Mieter». Auch Flach sah keinen Handlungsbedarf. Die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.03.2023
ELIA HEER
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geltenden Regeln funktionierten und es sei deshalb unnötig und «unliberal», weitere
Bürokratie aufzubauen. Für die Vorlage plädierten die Fraktionen der SVP, FDP und
Mitte. Pirmin Schwander (svp, SZ) sagte, mit der Revision werde eine Unklarheit
behoben, darüber wie lange eine vorübergehende Abwesenheit und ein
Untermietverhältnis dauern kann. Das sei gerade auch in der aktuell herrschenden
Wohnungsnot wichtig, da Wohnungen, welche durch Untermiete blockiert seien, damit
frei würden. Christian Lüscher (fdp, GE) vertrat die Position der freisinnigen Fraktion,
welche aus ähnlichen Gründen wie Schwander und die SVP die Vorlage unterstützte.
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) sprach sich für die Mitte-Fraktion ebenfalls für die
Vorlage aus. Die Untervermietung würde mit der Änderung gestärkt und die
Vermieterinnen und Vermieter geschützt. Es sei normal, dass es bei Verstössen gegen
Regelungen auch Sanktionen geben sollte, konterte er die Kritik unter anderem von
Florence Brenzikofer betreffend die ausserordentlichen Kündigungsfristen. Er liess
auch das Argument betreffend mehr Bürokratie nicht gelten. Mietverträge seien
grundsätzlich schriftlich, weshalb es kein zusätzlicher Aufwand sei, diese Frage in dem
Rahmen ebenfalls noch zu regeln. Bundesrat Guy Parmelin zeigte sich damit nicht
einverstanden. Im Namen des Bundesrates empfahl er dem Nationalrat, nicht auf die
Vorlage einzutreten, da die aktuellen Regelungen ausreichten, um Vermieterinnen und
Vermieter vor missbräuchlichen Untermietverhältnissen zu schützen. Auch er war der
Meinung, dass die Vorlage zu einem grösseren Bürokratieaufwand und zu
Rechtsunsicherheit führen würde. Letzteres weil der Entwurf eine nicht abschliessende
Liste an Gründen aufführte, wegen welchen der Vermieter oder die Vermieterin ein
Untermietverhältnis ablehnen kann. Schliesslich sei auch die Dauer von zwei Jahren,
worüber hinaus es laut dem Entwurf der Vermieterschaft freistehen soll, die
Untermiete abzulehnen, zu kurz – insbesondere im Kontext von Untermietverhältnissen
von Geschäftsräumen. Entgegen dem Antrag des Bundesrates stimmte die Mehrheit des
Nationalrates jedoch für Eintreten auf die Vorlage (110 zu 82 Stimmen, bei 1 Enthaltung).
Alle Fraktionen stimmten geschlossen: diejenigen der Mitte, FDP und SVP für Eintreten,
diejenigen der SP, Grünen und GLP dagegen. In der Detailberatung befand der
Nationalrat anschliessend über mehrere Minderheitsanträge, welche aus linker Sicht
zum Ziel hatten, die Regelungen und damit die negativen Folgen abzuschwächen. Sie
wurden jedoch allesamt mit dem ungefähr gleichen Stimmenverhältnis abgelehnt. So
schritt die grosse Kammer zur Gesamtabstimmung, wo die Vorlage mit 108 zu 83
Stimmen (1 Enthaltung) angenommen wurde. 2

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Par le biais d'une initiative parlementaire, le conseiller national Raphaël Mahaim (verts,
VD) propose d'adopter un cadre législatif pour contrôler les procès-bâillons. Ce terme
désigne les procédures judiciaires entreprises par des individus ou des entreprises afin
d'empêcher la publication d'informations qui vont à l'encontre de leurs intérêts. Même
si elles ne sont pas couronnées de succès, ces procédures entravent le travail des
médias. Selon le vaudois, il s'agit donc de trouver un équilibre entre protection de la
personnalité et liberté de la presse, garantie par la Constitution. L'initiative
parlementaire n'a pas bénéficié du soutien de la Commission des affaires juridiques du
Conseil national (CAJ-CN). Par 14 voix contre 9 et 2 abstentions, la CAJ-CN a en effet
estimé qu'il s'agissait d'un phénomène anecdotique dans la sphère juridique et
médiatique suisse. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.11.2022
MATHIAS BUCHWALDER

Malgré ses tentatives de convaincre ses collègues de légiférer contre les procès-
bâillons, aussi désignés par l'acronyme anglais SLAPP, Raphaël Mahaim (verts, VD) n'est
pas parvenu à ses fins. En effet, la majorité bourgeoise du Conseil national a balayé son
initiative parlementaire par 126 voix contre 69 (1 abstention). Cette dernière a
seulement été soutenue par la gauche. Pourtant, le vaudois a avancé de nombreux
arguments. Il a entre autres invoqué les directives en cours d'élaboration de l'UE sur le
sujet, ainsi que l'effet de dissuasion que provoquent les potentiels recours déposés par
certaines entreprises lorsque la publication d'un article les concernant est imminente.
Ces plaintes découragent les médias d'entreprendre des investigations et entravent de
facto la liberté de la presse. Ce point de vue n'était pas partagé par Christian Lüscher
(PLR, GE), qui a plaidé, au nom de la Commission des affaires juridiques (CAJ-CN), pour
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le rejet de l'initiative parlementaire. Selon lui, l'existence de tentatives de
bâillonnement n'étant pas établie en Suisse, il n'y a pas de nécessité d'agir
actuellement. De plus, les exigences de l'objet ne seraient pas compatibles avec les
décisions prises dans le cadre de la révision du code de procédure civile concernant les
mesures provisionnelles. Enfin, les médias doivent également être soumis à la loi pour
prévenir les atteintes à la personnalité que peuvent provoquer leurs articles. Pour la
majorité des parlementaires, ces arguments ont pris le pas sur ceux du conseiller
national Mahaim, dont l'objet est ainsi liquidé. 4

1) AB NR, 2023, S. 2013 ff.
2) AB NR, 2023, S. 236 ff.; NZZ, 8.3.23
3) Communiqué de presse CAJ-CN du 11 novembre 2022
4) BO CN, 2023, p. 256 s.; BO CN, 2023, p. 257 ss.
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